
Solaroffensive, aber
nicht bei der WWZ
Es macht den Anschein, dass Strom
im Überfluss vorhanden und die
WWZ nicht daran interessiert sind,
Solarstrom von Privaten zu bezie-
hen. Es ist doch völlig absurd bei
einer europaweiten Strommangella-
ge eine Infrastruktur zu verlangen,
um die Einspeisung von Strom aus
privaten Photovoltaikanlagen (PVA)
abschalten zu können, wenn genü-
gend Strom im WWZ-Netz vorhan-
den ist. Zudem sind die Einspeise-
vergütungen aus privaten PVAs teil-
weise halb so hoch wie bei anderen
Elektrizitätsgesellschaften(z.B.BKW
oder CKW).
Da wir im Frühling oder spätestens
im nächsten Jahr in eine länger an-
dauernde Energiekriese geraten
könnten, wurden wir in letzter Zeit
durch die Medien täglich auf eine
Strommangellage vorbereitet. Dies
mit vielen Empfehlungen, Strom zu
sparen, um die teils markanten Aus-
wirkungen höher Strompreise abzu-
federn.
Durch die Politik wurden verschie-
dene Massnahmen in die Wege ge-
leitet, um der Strommangellage ent-
gegenzuwirken: Die Regierung star-
tet eine Solaroffensive. Kantone und
Gemeinden stellen Förderbeiträge
zur Erstellung von Photovoltaikan-
lagen bereit, um Hauseigentümer
zur Installation solcher Anlagen zu
motivieren.
Entschliesst sich ein Hauseigentü-
mer eine solche Anlage zu installie-
ren und seinen überschüssigen
Strom ins Netz einzuspeisen, ha-
ben die WWZ eine teure Überra-
schung zu Lasten der Eigentümer
vorgesehen. Die WWZ verlangen
eine zusätzliche Leitung zumStrom-

zähler, damit bei genügender Leis-
tungimStromnetzdieStromeinspei-
sung Privater abschaltet werden
kann. Diese doch sehr fragwürdige
Vorgabe (EmpfehlungderVSE) frisst
gerade bei Reihenhäusern wegen
MehraufwandeinengrossenTeil der
Förderbeiträge weg.
HierwäreetwasmehrFingerspitzen-
gefühl der WWZ angezeigt. In dem
sie auf solch unnötige Vorgaben ver-
zichten und die Einspeisevergü-
tungetwasnachobenanpassenwür-
den. Dann macht die Solaroffensive
auch Freude.

Claus Soltermann
Altkantonsrat, GLP
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Korrigenda

In unser letzten Ausgabe haben wir
auf Seite 17 den Jahresausblick 2023
der Mitte Kanton Zug abgedruckt.
Zu dem Text haben wir das Foto von
Cedric Schmid, Präsident FDP, ver-
öffentlicht und nicht das Bild vom
Verfasser des Textes Fabio Iten Kan-
tonsrat und Fraktionschef Die Mitte
Kanton Zug. RED

Fabio Iten, Kantonsrat und Fraktionschef
Die Mitte Kanton Zug. Foto: zvg

Vielleicht täte uns täte etwas mehr Bescheidenheit und Nächstenliebe gut

Zur Politkolimne «Ich wünsche mir:
Back to reality!» von Adrian Risi, Ka-
natonsrat SV (Zuger Woche 2/2023
vom 11. Januar).

Sehr geehrter Herr Risi
Ihren «optimism» (in Anlehnung an
die englische Überschrift in Ihrem
Beitrag) möchte ich nicht haben
(sprich: Pessimismus). Meine Stube
ist jedenfalls einigermassen warm,
ich halte mich an die Kampagne des
Bundesamts für Energie, deren Fi-
nanzierung vom Parlament (also
auch von Ihrer Partei) gutgeheissen
wurde. Also scheinen mir Ihre Teu-
felchen wohl beim Energiethema
durchgegangen zu sein. Von darnie-
derliegender Stromversorgung kann
denn keinesfalls die Rede sein, das
zeigen lobenswert die Initiativen
(nicht von Ihrer Partei) zugunsten
der erneuerbaren Energien. AKWs
sind dazu absolut nicht nötig und
das wissen Sie doch auch. Möchten
Sie etwas dafür tun, den nachfolgen-
denGenerationeneinegesundeWelt
zu hinterlassen oder wollen Sie wei-
ter fuhrwerken, wie bis anhin? Dann
unterstützen auch Sie die Förde-
rung erneuerbarer Energien und an-
dere Initiativen, die der Mutter Er-
de guttun. Das wäre etwas Moralis-
mus von meiner Seite zu dieser Sa-

che. Wie Sie es vielleicht in den letz-
ten Jahren doch auch einmal mitge-
kriegthabendürften,herrschtvieler-
orts aufdieserWeltKrieg.VieleMen-
schen suchen in Europa Schutz. Das
ist natürlich eine Herausforderung
nichtnur fürdiekleineSchweiz, son-
dernfürganzEuropa–sprich:amEn-
de für die Demokratien dieser Welt!
Bevor nun aber diese Menschen
menschenunwürdig an Grenzen zu-
sammengepfercht werden, hätte es
der Politik gutgestanden, sich vor
diesen Völkerwandungen einmal
einzuschalten und nicht zu ku-
schen, weil es den «gutenGeschäfts-
beziehungen» mit Ländern gescha-
det hätte, in denen gerade Krieg
herrscht und die Verletzung von
Menschenrechten zur Tagesord-
nung gehört.
Vielleicht würde uns allen etwas
mehrBescheidenheitundNächsten-
liebe und weniger Gier, Machtan-
spruch und Nach-mir-die-Sintflut-
Denke guttun. Viele Probleme wür-
den dann gar nicht erst entstehen.
Zu Moralismus und Wokeness, da
weiss Ihre Partei bestens mitzure-
den. Und sowoke, wie Sie auf die ak-
tuellen Probleme hinzuweisen wis-
sen, ist bemerkenswert.

Jolanda Heller, Zug

Das achte Steuerpaket
ist wichtig für Zug
Grundsätzlicherhöheneinfache, tie-
fe und damit auch wettbewerbsfähi-
ge Steuern die Sicherheit, denWohl-
stand und damit auch die Lebens-
qualität aller. Sogar in den Grund-
lagen der Haushaltsführung des
Bundes wird diesbezüglich festge-
halten, dass die Steuern so zu gestal-
tensind,dassdiedemSteuerpflichti-
gen aufgebürdete Last möglichst ge-
ring und die Beeinträchtigung der
wirtschaftlichen Aktivität möglichst
klein sein soll.
DesWeiteren hält der Artikel 126 der
Bundesverfassung fest, dass der
Bund seine Ausgaben und Einnah-
men auf Dauer im Gleichgewicht zu
halten hat.MünztmandieseGrund-
sätze und Vorgaben des Bundes um
aufdenKantonZugunddieGemein-
den, wird schnell ersichtlich, dass
Handlungsbedarf besteht. So ha-
benderKantonZugunddieGemein-
den zusammen in den letzten Jah-
ren Überschüsse von bald 1.5 Mil-
liarden Franken generiert und dies
aufKostenderZugerSteuerzahlerin-
nen und Steuerzahler und damit di-
rekt auf Kosten derer Kaufkraft. Die-
se Tendenzwird gemäss der Finanz-
planung weiter anhalten.
AusdengenanntenGründenkommt
nundas achte Steuerpaket zumrich-
tigen Zeitpunkt. Das Revisionspa-
ket beinhaltet unter anderem ver-
schiedene steuerliche Verbesse-
rung im Bereich der Vermögens-
steuer, in welcher der Kanton Zug
im Vergleich mit den Nachbarkan-
tonen Handlungsbedarf hat. Spa-
ren und Investitionen sollen da-
durch weniger bestraft werden. Eine
Anpassung diesbezüglich ist des-
halb zu begrüssen und seit länge-
rem fällig. Des Weiteren soll auch

eine Verbesserung im Bereich den
Fremd- und Eigenbetreuungsabzü-
gen erreicht werden. Diese sollen
neu auf 25'000 respektive 12'000
Frankenerhöhtwerden.DieseMass-
nahmen sollen gerade die Familien
während der Betreuungsphase ihrer
Kinder steuerlich zusätzlich entlas-
ten, was ebenfalls zu begrüssen ist.
Ebenfalls soll der Einkommens-
steuersatz generell um 5 Prozent ge-
senkt werden. Dies kommt ab-
schliessend allen natürlichen Perso-
nen zugute.
Summa summarum kann festgehal-
ten werden, dass dieses Paket ins-
gesamt ein austarierter Kompro-
miss ist, sodass ich dieses Paket
gerne im Kantonsrat unterstützen
werde.

Michael Arnold
Kantonsrat FDP
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Amtsblatt soll wieder abonniert werden können

In der Vernehmlassungsantwort der
Zuger SVP vom 4. April 2019 zum
Datenschutzgesetz beantragten
Kantonsrat ThomasWerner und ich,
dass «das Zuger Amtsblatt auch in
Zukunft zwingend in gedruckter
Form herausgegeben wird». Dies im
Gegensatz zu anderen Parteien, die
betonten, dass «wesentliche Druck-
kosten eingespart werden» können,
unddassgrundsätzlich«derParadig-
menwechsel Sinn» mache (Zuger
Zeitung vom 18. April 2019). Leider
beantragte der Zuger Regierungsrat
das «Amtsblatt in gedruckter Form
nur noch bei Bedarf herauszuge-
ben.»
Seit dem 1. Januar ist die Neurege-
lung in Kraft. Persönlich erachte ich
die aktuelleUmsetzung als stark ver-

besserungswürdig. Erstens bedaue-
re ich,dassmandasgedruckteAmts-
blatt nicht mehr abonnieren kann.
Auch wenn das gedruckte Amts-
blatt «bei den Einwohnergemein-
den und der Staatskanzlei kosten-
los aufliegt», so verursacht es für all
jene, die das Amtsblatt gerne auf
Papier lesen, einen grossen zusätz-
lichen Aufwand, das 80-seitige Do-
kument zuerst auszudrucken oder
sogar auf der Gemeindeverwaltung
abzuholen. Zweitens hat sich die
grafische Darstellung der amtlichen
Mitteilungen imVergleich zur frühe-
ren Ausgabe verschlechtert und an
Übersichtlichkeit stark eingebüsst.
Drittens ist es schade, dass mit der
Firma Speck Medien keine Lösung
gefunden werden konnte und so-

mit das Amtsblatt und das neu er-
scheinende«ZugerMarktblatt»nicht
weiterhin gemeinsam publiziert
werden können.
Gemäss § 7a des Publikationsgeset-
zes kann «der Regierungsrat die Pu-
blikation des P-Amtsblatts durch
Vertrag Dritten übertragen.» Ich
würde erwarten, dass der Regie-
rungsrat die zahlreichen Beschwer-
den über das neue Format, die auch
mir gegenüber geäussert wurden,
ernstnimmtundmöglichstbaldeine
Abonnements-Lösung mit verbes-
serter grafischer Darstellung anbie-
tet. Ich bin überzeugt, dass mit die-
senMassnahmendie grosse Beliebt-
heitdesZugerAmtsblattswiederher-
gestellt werden kann.
Nationalrat Thomas Aeschi, Baar

Erneut über 700 Erwachsene und Kinder unterstützt

Bei173AdressenimKantonZugklin-
gelten im vergangenen Advent die
Herren des Rotary Club Zug-Zuger-
see, um 281 reichhaltige Essenspa-
kete und 246 kleine Geschenke für
die Kinder zu überreichen. Die
Mehrheit dieser Adressen melden
dem Weihnachtsbriefkasten alljähr-
lich unsere 25 Kontaktfrauen, die in
ihren Gemeinden das ganze Jahr
über hinhören, hinschauen und
Hand bieten, wo Not herrscht. Die
angespannte Wirtschaftslage zeigte
im vergangenen Advent ihre Spu-
ren aber deutlich: Der Dank und die
Freude waren riesig, mehrfach flos-
sen Tränen der Erleichterung.

Nebst den Lebensmittelpaketen
unterstützt der Weihnachtsbriefkas-
ten ganz direkt mit Einkaufsgut-
scheinen oder der Bezahlung von
Rechnungen. Oft sind es familiäre
Trennungen, Krankheiten und Un-
fälle, die schon knappe Finanzen
einfach nicht auffangen können.
Manchmal ist es «nur» eine Krise,
die Hilfe von aussen nötig macht,
manchmal will die Not aber auch
einfach nicht weichen. Ein Thema,
das uns in den letzten Jahren zuneh-
mend beschäftigt und wir mit Sorge
beobachten, ist die Altersarmut.
Wir danken allen, die die direkte,
persönliche Hilfe durch den Weih-

nachtsbriefkasten Jahr für Jahrmög-
lich machen. Allen voran den Spen-
dern, die uns finanziell unterstüt-
zen, dem Rotary Club Zug-Zuger-
see und allen treuen Helfern. Wir
freuen uns jedes Jahr auf den Neu-
start des Weihnachtsbriefkastens,
auf das Wiedersehen mit vielen
wohlwollenden Menschen, auf die
treue Verbundenheit, auf die vielen
spontanen Helfer, auf diese direkte,
grosszügige und so bewunderns-
wertunkompliziert gelebtenachbar-
schaftliche Solidarität.

Für den Zuger Kantonalen
Frauenbund Weihnachtsbriefkasten

Ursi Gasser

Anpassung ist der falsche Weg

Die Energiestrategie 2050 ist prak-
tisch unverändert der deutschen
Vorlage abgekupfert. Die Mahner,
welche vor einem Engpass warn-
ten, wurden als Panikmacher des-
avouiert.
Jetztwill keinPolitiker zugeben, dass
der wahrscheinlich nicht stattfin-
dende Strommangel, sollte er trotz-
dem kommen, eine Folge einer völ-
lig verfehlten Energiepolitik ist, die
nicht der Realität folgte, sondern
dem Mainstream. Die Abkehr von
der Kernenergie war und ist ein Feh-
ler und so wie ich unsere Angepass-
ten in der Politik kenne, werden sie
erst eine Kehrtwende vollziehen,
wenn wir zehn Jahre im Rückstand

sind. Lieber auf Links und Grün hö-
rend glauben sie, dass das Volk kein
Vertrauen mehr in die Kernenergie
hat. Dem ist aber nicht so, denn das
Volk hat längst erkannt, dass man
nicht moderne Kernkraftwerke mit
den alten Modellen von Tscherno-
byl (1986) oder Harrisburg (1979)
vergleichen darf. Das Volk spürt am
eigenen Leib die Folgen der verfehl-
ten Energiepolitik (Energiepreise).
Langfristig gibt es keine Alternative
zur Kernenergie. Ich wünschte mir
Politiker, die vom Mainstream ab-
weichen und selber denken.
Dieser Konformismus bringt uns
nichtweiter.ÜbernehmtwiederVer-
antwortung und habt den Mut zu

eigenen Wegen. Die Schweiz wurde
nicht durch Anpassung erfolgreich.
Anpassung ist weder in der Ener-
gie- noch in der Europapolitik oder
im globalem Soft Law beziehungs-
weise bei den internationalen Ge-
richten alternativlos, sie ist nur der
einfachste Weg. Da wir in der
Schweiz jedoch verlernt haben, zu
streiten und zu kämpfen, bleibtmei-
neVisionwohlein frommerWunsch.
Eine Lichtershow wie in Luzern,
wenn wir angeblich Energie sparen
müssten und Weihnachtsbeleuch-
tungen gestrichen wurden, ist ab-
surd, das ist genau mein Humor.

Michel Ebinger Rotkreuz
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